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Convention on International Civil Aviation)
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insb. insbesondere
JAmt Das Jugendamt – Zeitschrift für Jugendhilfe und Familienrecht
JAR-OPS Joint Aviation Requirement for the operation of commercial air trans-

port (aeroplanes)
Jb. Jahrbuch
JHilfe Jugendhilfe
JöR n.F. Jahrbuch des öffentlichen Rechts neue Folge
JURA Juristische Ausbildung
JuS Juristische Schulung
JWG Jugendwohlfahrtsgesetz
JZ Juristenzeitung
Kap. Kapitel
KErzG Gesetz über die religiöse Kindererziehung
KHEntgG Krankenhausentgeltgesetz
KHG Gesetz zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhäuser und zur Re-

gelung der Krankenhauspflegesätze (Krankenhausfinanzierungsgesetz)
KJBericht Kinder- und Jugendbericht
KJHG Kinder- und Jugendhilfegesetz
KommJur Kommunaljurist
krit. kritisch(er)
lit. littera (lat. Buchstabe)
LKV Landes- und Kommunalverwaltung
LuftBO Betriebsordnung für Luftfahrtgerät
LuftPersV Verordnung über Luftfahrtpersonal
LuftSiG Luftsicherheitsgesetz
LuftVG Luftverkehrsgesetz
LuftVO Luftverkehrs-Ordnung
LuftVZO Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung
m. mit
m.w.N. mit weiteren Nachweisen
MediationsG Mediationsgesetz
medstra Zeitschrift für Medizinstrafrecht
MV Mecklenburg-Vorpommern
NdsVBl. Niedersächsische Verwaltungsblätter
NDV Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für öffentliche und private

Fürsorge e. V.
NJ Neue Justiz
NJW Neue Juristische Wochenschrift
NordÖR Zeitschrift für öffentliches Recht in Norddeutschland
Nr. Nummer
Nrn. Nummern
NStZ-RR Neue Zeitschrift für Strafrecht – Rechtsprechungs-Report
NuR Natur und Recht
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NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
N(R)W Nordrhein-Westfalen
NZV Neue Zeitschrift für Verkehrsrecht
OVG Oberverwaltungsgericht
PartGG Gesetz über Partnerschaftsgesellschaften Angehöriger Freier Berufe
PolG Polizeigesetz
RdJB Recht der Jugend und des Bildungswesens
RegBegr. Regierungsbegründung
RGBl. Reichsgesetzblatt
Rn. Randnummer
S. Seite, Satz
SchfG Schornsteinfegergesetz
SchiedsVZ Zeitschrift für Schiedsverfahren
SchulG Schulgesetz
SeemG Seemannsgesetz
SGB Sozialgesetzbuch
SL Saarland
SN Sachsen
sog. so genannte(r)
Sp. Spalte
SRa Sozialrecht aktuell
ST Sachsen-Anhalt
StWStP Staatswissenschaft und Staatspraxis
TA Tokioter Abkommen (Abkommen über strafbare und bestimmte andere

an Bord von Luftfahrzeugen begangene Handlungen vom 14. Septem-
ber 1963) (BGBl. 1969 II S. 121)

TH Thüringen
TPG Transplantationsgesetz
TRE Theologische Realenzyklopädie
TÜV Technischer Überwachungsverein
TV-L Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder
TVöD Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst
u. a. unter anderem
UmwRG Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz
UPR Umwelt- und Planungsrecht
USchadG Umweltschadensgesetz
UVP Umweltverträglichkeitsprüfung
UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung
v. von/vom
v.a. vor allem
VereinsG Gesetz zur Regelung des öffentlichen Vereinsrechts (Vereinsgesetz)
Verf. Verfassung
VerwArch. Verwaltungsarchiv
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VG Verwaltungsgericht
VGH Verwaltungsgerichtshof
vgl. vergleiche
VM Verwaltung und Management
Vorb(em). Vorbemerkung
VSSR Vierteljahresschrift für Sozialrecht
VVDStRL Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz
WiSt Wirtschaftswissenschaftliches Studium
WRV Weimarer Reichsverfassung
ZAR Zeitschrift für Ausländerrecht und Ausländerpolitik
ZBR Zeitschrift für Beamtenrecht
ZevKR Zeitschrift für evangelisches Kirchenrecht
ZfJ Zentralblatt für Jugendrecht
ZfPäd Zeitschrift für Pädagogik
ZFSH/SGB Zeitschrift für die sozialrechtliche Praxis
ZG Zeitschrift für Gesetzgebung
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handels- und Wirtschaftsrecht
ZKJ Zeitschrift für Kindschaftsrecht und Jugendhilfe
ZLW Zeitschrift für Luft- und Weltraumrecht
ZPO Zivilprozessordnung
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
ZUR Zeitschrift für Umweltrecht
ZVglRWiss Zeitschrift für Vergleichende Rechtswissenschaft
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§ 1 Einleitung

„Dieser Staat muß sich auf jene Aufgaben beschränken, die unver-
wechselbar nur er erfüllen kann. Nur dann wird er seine volle demo-
kratische Handlungsfähigkeit bewahren und sich entschlossen – wenn
es nottut – auch gegen Widerstände durchsetzen.“

Helmut Kohl1

A. Problemaufriss und thematische Einordnung

Unsere Verfassung2 sieht in Art. 33 Abs. 4 GG vor, dass die Ausübung hoheits-
rechtlicher Befugnisse – zumindest als ständige Aufgabe – regelmäßig Angehö-
rigen des öffentlichen Dienstes, die in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und
Treueverhältnis stehen, sprich Beamten3, zu übertragen ist4. Die Übertragung auf
Beamte wird durch die Verfassung dementsprechend als Idealtypus staatlicher
Aufgabenwahrnehmung propagiert. Die Realität hingegen zeichnet schon seit ge-
raumer Zeit ein deutlich verzerrtes Bild dieses verfassungsrechtlichen Befundes.
Längst nicht alle Aufgaben, für deren Erfüllung der Staat die Verantwortung trägt,
werden durch diesen selbst bzw. seine Beamten erfüllt. Schon der öffentliche
Dienst bedient sich eines zweispurigen Systems, bei dem an die Seite der Beam-
ten die Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes treten. Darüber hinaus wird eine
Vielzahl eigentlich staatlicher Aufgaben heute von gesellschaftlichen Akteuren
wahrgenommen. Voßkuhle stellt zutreffend fest, dass „die Beteiligung Privater an
der Erfüllung öffentlicher Aufgaben [. . .] in freiheitlichen Ordnungen eine Alltäg-
lichkeit dar[stellt].“5

1 Am 24. Mai 1976 auf dem Bundesparteitag der CDU in Hannover.
2 Die Begriffe Staat und Verfassung sollen im Folgenden Verwendung finden, ohne

dass damit eine Wertung im Sinne eines konservativen oder liberalen Verständnisses
verbunden ist.

3 „Verbum hoc ,si quis‘ tam masculos quam feminas complectitur.“ (Corpus Iuris
Civilis Dig. L, 16,1). In diesem Sinne sind im Folgenden, wenn aus Gründen der Über-
sichtlichkeit oder bei Wiedergabe des Gesetzeswortlautes lediglich die männliche Form
verwendet wird, Personen aller Geschlechter gemeint.

4 Das ergibt sich bereits aus dem Hinweis auf das öffentlich-rechtliche Dienst- und
Treueverhältnis, so u. a. BVerwGE 57, 55 (59); U. Battis, in: M. Sachs (Hrsg.), GG,
8. Aufl. 2018, Art. 33 Rn. 45; S. U. Pieper, in: B. Schmidt-Bleibtreu/H. Hofmann/H.-G.
Henneke (Hrsg.), GG, 14. Aufl. 2018, Art. 33 Rn. 116 mit Hinweis auf den Zusammen-
hang zu Art. 33 Abs. 5 GG; B. Pieroth, in: H. D. Jarass/ders., GG, 15. Aufl. 2018,
Art. 33 Rn. 40.



Auch wenn die Einbindung gesellschaftlicher Kräfte sich stetig weiterentwi-
ckelt, ist die Privatisierungsdiskussion keineswegs neu. Sie wird bereits seit Ende
des vergangenen Jahrhunderts ausführlich geführt und hat zahlreich und umfas-
send den Weg in die rechtswissenschaftliche Literatur gefunden6. Grund für den
Wandel hin zu einer Einbindung gesellschaftlicher Kräfte bei der Wahrnehmung
staatlicher Aufgaben war und ist die zunehmende Überforderung des Staates7.
Auf Grundlage dieser Überforderung wurden die Rufe nach einer Verschlankung
des Staates laut8. Diese erfolgt vor allem durch eine Entledigung staatlicher Auf-
gaben, um auf diese Weise den Staat handlungsfähig zu erhalten. Dabei handelt
es sich – auch aufgrund des stetigen Wandels und Anstieges staatlicher Auf-
gaben – um einen fortdauernden Prozess. Die Privatisierungsdiskussion bleibt
daher eine aktuelle9.

Ein Großteil der Untersuchungen, die das Thema der Privatisierung zum Ge-
genstand haben, setzt sich mit der Struktur und Typologie der Privatisierung im
Gesamten auseinander und versucht auf diese Weise, dem Ganzen einen greifba-
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5 A. Voßkuhle, Beteiligung Privater an der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben und
staatliche Verantwortung, in: VVDStRL 62 (2003), S. 266 (268).

6 Ausführliche Beiträge zur Privatisierung von Staatsaufgaben bspw. von W. Däubler,
Privatisierung als Rechtsproblem, 1980; A. v. Hagemeister, Die Privatisierung öffent-
licher Aufgaben, 1992; H. H. v. Arnim, Rechtsfragen der Privatisierung. Grenzen staat-
licher Wirtschaftstätigkeit und Privatisierungsgebote, 1995; C. Gusy (Hrsg.), Privatisie-
rung von Staatsaufgaben: Kriterien – Grenzen – Folgen, 1998; M. Burgi, Funktionale
Privatisierung und Verwaltungshilfe, 1999; C. Gramm, Privatisierung und notwendige
Staatsaufgaben, 2001; J. A. Kämmerer, Privatisierung: Typologie – Determinanten –
Rechtspraxis – Folgen, 2001; W. Weiß, Privatisierung und Staatsaufgaben, 2001. So war
die Privatisierung von Verwaltungsaufgaben 1994 Beratungsgegenstand der Vereinigung
der Deutschen Staatsrechtslehrer mit den Referaten von J. Hengstschläger, L. Osterloh,
H. Bauer und T. Jaag, vgl. VVDStRL 54 (1995), S. 165 ff.

7 So auch Kämmerer, Privatisierung (Fn. 6), S. 1: „Der Leviathan, der mächtige, sei,
heißt es, alt, schwach und fett geworden und mit seinen Aufgaben überfordert“. Das
Bild des Staates als Leviathan nach Thomas Hobbes greift auch H. Siedentopf, Priva-
tisierung öffentlicher Aufgaben – Begriff und Formen, in: G. R. Baum u.a. (Hrsg.),
Privatisierung – Gewinn für wen?, 1980, S. 59 (60 f.) auf, um darauf aufbauend auf die
Debatte von Privatisierung und Entstaatlichung, sowie Bedingungen und Formen der
Privatisierung einzugehen.

8 Kämmerer, Privatisierung (Fn. 6), S. 2. Zum „schlanken Staat“ siehe bspw. V. Bus-
se, Verfahrenswege zu einem „schlankeren Staat“, in: DÖV 1996, S. 389 (391); J. A.
Kämmerer, Verfassungsstaat auf Diät? Typologie, Determinanten und Folgen der Priva-
tisierung aus verfassungs- und gemeinschaftsrechtlicher Sicht, in: JZ 1996, S. 1042
(1042 f.); H. Ossenkamp, Verschlankung des Staates heißt vor allem: Reduzierung der
Staatsaufgaben. Eine Zwischenbilanz der Arbeit im Sachverständigenrat „Schlanker
Staat“, in: ZG 11 (1996), S. 160 ff.; K. König/N. Füchtner, „Schlanker Staat“ zwischen
Bonn und Berlin, in: VerwArch. 90 (1999), S. 1 (insb. 10 ff.) mit einer Zwischenbilanz
bis 1998; dies., „Schlanker Staat“ – eine Agenda der Verwaltungsmodernisierung im
Bund, 2000. Aus anderer Perspektive D. Bösenberg/R. Hauser, Der schlanke Staat.
Lean-Management statt Staatsbürokratie, 1994, insb. S. 14 ff., 230 ff.

9 Voßkuhle, Beteiligung (Fn. 5), S. 268: „Zeitlosigkeit und Zeitbedingtheit des The-
mas“.



ren Rahmen zu verleihen. Grund dafür ist, dass im Hinblick auf die Beteiligung
Privater an der Wahrnehmung staatlicher Aufgaben bisher kein wirkliches Sys-
tem erkennbar ist10. So haben sich im Rahmen der Privatisierungsdiskussion ver-
schiedene Formen der Privatisierung herausgebildet, die über die Dichotomie von
formeller und materieller Privatisierung hinausgehen, ohne dass sich dabei bisher
ein wirklich einheitliches Konzept ergeben hätte11. Auf diese unterschiedlichen
Formen der Privatisierung wird in der Folge zwar zur Schaffung eines Grund-
verständnisses einzugehen sein12, die vorliegende Untersuchung soll aber keinen
eigenständigen Beitrag zu den Grundfragen der Privatisierung oder der Staats-
aufgabenlehre darstellen. Sie sollen lediglich den begrifflichen wie thematischen
Rahmen für die vorliegende Untersuchung bilden.

Die Einbeziehung privaten Sachverstandes bei der Wahrnehmung staatlicher
Aufgaben mag aus Gründen der Effektivität und der Verschlankung des Staates
unausweichlich sein und zahlreiche Vorteile mit sich bringen, sie birgt aber auch
Gefahren. Durch Übertragung staatlicher Aufgaben auf Private – sei es gänzlich
in Form einer (materiellen) Aufgabenprivatisierung, funktional als Beliehene
oder in einer irgendwie gearteten Kooperation – kommt ein neuer Akteur zu den
Beamten und den sonstigen Angehörigen des öffentlichen Dienstes hinzu, der
nicht vergleichbar in die Staatsorganisation eingebunden ist und vor allem nicht
per se die gleichen Voraussetzungen mitbringt. Dementsprechend drängt sich die
Frage auf, welche Anforderungen der Staat in organisatorischer wie fachlicher
Hinsicht an gesellschaftliche Akteure im Rahmen der Übertragung staatlicher
Aufgaben stellt bzw. überhaupt stellen darf13. Einen Ansatz in diese Richtung
bot eine Tagung des Halleschen Forums für Verwaltungsrecht 2009 in Magde-
burg mit dem Thema „Verfassungstreue jenseits des Beamtentums“14. Dort
wurde das Problem eines möglichen Loyalitätsverlustes bei der Privatisierung
staatlicher Aufgaben diskutiert. Während Beamte und auch sonstige Angehörige
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10 Zutreffend M. Heintzen, Beteiligung Privater an der Wahrnehmung öffentlicher
Aufgaben und staatliche Verantwortung, in: VVDStRL 62 (2003), S. 220 (226).

11 G. F. Schuppert, Die Privatisierungsdiskussion in der deutschen Staatsrechtslehre,
in: StWStP 5 (1994), S. 541 (543), weist auch darauf hin, dass es keinen einheitlichen
Privatisierungsbegriff gibt, sich im Ergebnis aber vier Grundmodelle durchgesetzt hät-
ten – formelle, materielle und funktionelle Privatisierung, sowie Vermögensprivatisie-
rung; Kämmerer, Privatisierung (Fn. 6), S. 23 f., der in diesem Zusammenhang auch
auf die „Vielzahl individueller Konzeptionen“ hinweist; G. Blersch, Deregulierung und
Wettbewerbsstrategie. Eine Empirische Analyse, 2007, S. 24.

12 Vgl. dazu sogleich unter § 2 B. III. (S. 56 ff.).
13 Diese Frage wirft F. Wittreck in seinem (unveröffentlichten) Gutachten zum Status

islamischer Verbände in Nordrhein-Westfalen als „Religionsgemeinschaften“ i. S.v.
Art. 7 Abs. 3 S. 2 GG, erstattet im Auftrag der Staatskanzlei des Landes Nordrhein-
Westfalen, Januar 2015, S. 25 ff. auf.

14 Die Vorträge von W. Kluth, J. A. Kämmerer, U. Widmaier und V. Epping sind abge-
druckt in: W. Kluth (Hrsg.), Verfassungstreue jenseits des Beamtentums, 2011.


